
insbesondere gegenüber der IHK, haben die Mitglieder
des Prüfungsausschusses und sonstige mit der Prüfung
befasste Personen über alle Prüfungsvorgänge Ver-
schwiegenheit gegenüber Dritten zu wahren.

§ 6 Belehrung, Befangenheit
(1) Zu Beginn des jeweiligen Prüfungsteils wird die
Identität der Prüfungsteilnehmer festgestellt. Die Prü-
fungsteilnehmer sind nach Bekanntgabe der Prüfer zu
befragen, ob sie von ihrem Recht zur Ablehnung eines
Prüfers wegen Besorgnis der Befangenheit gemäß §§
20 und 21 VwVfG Gebrauch machen wollen.
(2) Für Mitglieder des Prüfungsausschusses gilt ent-
sprechend § 20 Absatz 4 VwVfG.
(3) Über einen Befangenheitsantrag entscheiden die
Prüfer des Prüfungsausschusses ohne Mitwirkung des
betroffenen Prüfers. Bei Stimmengleichheit gibt die
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Richtet sich
der Ablehnungsantrag gegen den Vorsitzenden, so ist
mindestens eine zwei Drittel Mehrheit der anderen
Prüfer erforderlich. Wird einem Befangenheitsantrag
stattgegeben, so soll der Prüfungsteilnehmer zum
nächsten Prüfungstermin eingeladen werden, sofern
der ausgeschlossene Prüfer nicht sogleich durch einen
anderen Prüfer ersetzt oder der Prüfungsteilnehmer ei-
nem anderen Prüfungsausschuss zugeteilt werden
kann. Besteht die Besorgnis der Befangenheit bei allen
Prüfungsausschussmitgliedern, so hat die IHK zu ent-
scheiden.

§ 7 Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße
(1) Bei Täuschungshandlungen oder erheblichen Stö-
rungen des Prüfungsablaufes kann der Prüfungsteil-
nehmer durch die Prüfungsaufsicht von der weiteren
Teilnahme vorläufig ausgeschlossen werden.
(2) Über den endgültigen Ausschluss und die Folgen
entscheidet der Prüfungsausschuss nach Anhören des
Prüfungsteilnehmers. In schwerwiegenden Fällen, ins-
besondere bei vorbereiteten Täuschungshandlungen,
kann die Prüfung für nicht bestanden erklärt werden.
Das Gleiche gilt bei innerhalb eines Jahres nachträglich
festgestellten Täuschungen.

§ 8 Rücktritt, Nichtteilnahme
Tritt ein Prüfungsteilnehmer nach der Anmeldung und
vor Beginn der Prüfung durch schriftliche Erklärung zu-
rück, gilt die Prüfung als nicht abgelegt. Tritt der Prü-
fungsteilnehmer nach Beginn der Prüfung zurück oder
nimmt er an der Prüfung nicht teil, ohne dass ein wich-
tiger Grund vorliegt, so gilt die Prüfung als nicht be-
standen. Über das Vorliegen eines wichtigen Grundes
entscheidet die IHK.

§ 9 Durchführung und Gliederung der Prüfung
(1) Die Prüfungssprache ist deutsch.
(2) Die Sachkundeprüfung besteht gemäß § 3 Abs. 1
FinVermV aus einem schriftlichen und einem prakti-
schen Prüfungsteil. Der schriftliche Prüfungsteil dauert
für die Prüfung aller Kategorien nach § 1 Abs. 2 Nr. 2
FinVermV in Verbindung mit § 3 Abs. 2 Satz 1 Fin-
VermV (Vollprüfung) 165 Minuten. Der praktische Prü-
fungsteil soll in der Regel 20 Minuten dauern. Dem
Prüfungsteilnehmer ist eine Vorbereitungszeit zur
praktischen Prüfung von 20 Minuten zu gewähren.
(3) Die IHK regelt die Aufsichtsführung bei dem schrift-
lichen Prüfungsteil.
(4) Im schriftlichen Prüfungsteil soll anhand von pra-
xisbezogenen Aufgaben nachgewiesen werden, dass
der Teilnehmer die grundlegenden fachlichen und
rechtlichen Kenntnisse erworben hat und diese prak-
tisch anwenden kann. Gegenstand des schriftlichen

eigene Erfahrung vertraut und für die Mitwirkung im
Prüfungswesen geeignet sein.
(4) Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens drei
Mitgliedern. Der Prüfungsausschuss wählt einen Vor-
sitzenden und dessen Stellvertreter. Der Prüfungsaus-
schuss ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drit-
tel der Mitglieder, wenigstens aber drei Mitglieder,
mitwirken. Er beschließt mit der Mehrheit der abgege-
benen Stimmen; bei Stimmengleichheit gibt die Stim-
me des Vorsitzenden den Ausschlag.
(5) Die §§ 83, 84, 86 und § 89 HessVwVfG finden ent-
sprechende Anwendung. Bei der Sachkundeprüfung
darf nicht mitwirken, wer Angehöriger des Prüfungs-
teilnehmers nach § 20 Abs. 5 HessVwVfG ist.
(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind ehren-
amtlich tätig. Für bare Auslagen, Zeitversäumnis und
sonstigen Aufwand wird eine angemessene Entschädi-
gung gezahlt, deren Höhe sich an dem Justizvergü-
tungs- und -entschädigungsgesetz (JVEG) in der jewei-
lig geltenden Fassung orientiert.
(7) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse können nach
Anhörung des betroffenen Prüfers durch die IHK aus
wichtigem Grunde abberufen werden.

§ 4 Prüfungstermine, Anmeldung zur Prüfung
(1) Die IHK bestimmt Ort und Zeitpunkt der Prüfung so-
wie die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses
und gibt die Prüfungstermine und Anmeldefristen in
geeigneter Form rechtzeitig bekannt.
(2) Die Anmeldung erfolgt in der von der IHK vorgege-
benen Form. Dabei hat der Prüfungsteilnehmer anzu-
geben,

a.) ob die Prüfung auf einzelne Kategorien von Finanz-
anlagen nach § 34f Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 (Investment-
fonds), Nr. 2 (Geschlossene Fonds) oder Nr. 3 (Sonstige
Vermögensanlagen) der Gewerbeordnung beschränkt
werden soll,
b.) ob er von dem praktischen Prüfungsteil gem. § 3
Abs. 5 FinVermV befreit ist. Dies ist durch Vorlage der
Erlaubnis nach § 34d oder § 34e GewO, durch Vorlage
des Sachkundenachweises oder einen nach § 19 Vers-
VermV gleichgestellten Abschluss (§ 3 Abs. 5 Nr. 1)
oder durch Vorlage des (beschränkten) Sachkunde-
nachweises nach § 34f GewO bzw. der Sachkundeprü-
fung nach § 2 FinVermV (§ 3 Abs. 5 Nr. 2) nachzuwei-
sen.
(3) Die Entscheidung über den Prüfungstag, den Prü-
fungsort, den Prüfungsablauf und die erlaubten Hilfs-
mittel sind dem Prüfungsteilnehmer rechtzeitig mitzu-
teilen.

§ 5 Nichtöffentlichkeit der Prüfung und Verschwie-
genheit
(1) Die Prüfung ist nicht öffentlich.
(2) Bei der Prüfung können jedoch anwesend sein:
a.) beauftragte Vertreter der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (Bundesanstalt),
b.) Mitglieder eines anderen Prüfungsausschusses für
die Sachkundeprüfung „Geprüfter Finanzanlagenfach-
mann/-frau IHK“,
c.) Vertreter und Mitarbeiter der Industrie- und Han-
delskammern,
d.) Personen, die beauftragt sind, die Qualität der Prü-
fung zu kontrollieren oder
e.) Personen, die in einen Prüfungsausschuss berufen
werden sollen.

Diese Personen dürfen weder in die Prüfung noch in
die Beratung über das Prüfungsergebnis einbezogen
werden.
(3) Unbeschadet bestehender Informationspflichten,

Die Vollversammlung der Industrie- und Handels-
kammer Kassel hat in ihrer Sitzung am 18. September
2012 nachfolgende satzungsrechtliche Regelung be-
schlossen:
Die Vollversammlung der Industrie- und Handelskam-
mer Kassel hat am 18. September 2012 aufgrund
• von §§ 1 und 4 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung
des Rechts der Industrie- und Handelskammern vom
18. Dezember 1956 (BGBl. I S. 920), das zuletzt durch
Artikel 2 Absatz 61 des Gesetzes zur Änderung von Vor-
schriften über Verkündung und Bekanntmachungen
sowie der Zivilprozessordnung, des Gesetzes betreffend
die Einführung der Zivilprozessordnung und der Abga-
benordnung vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044)
geändert worden ist
• in Verbindung mit §§ 34f, g der Gewerbeordnung in
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar
1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes zur Verbesserung des Austauschs von strafre-
gisterrechtlichen Daten zwischen den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union und zur Änderung register-
rechtlicher Vorschriften vom 15. Dezember 2011 (BGBl.
I S. 2714) geändert worden ist, und
• Abschnitt 1 der Verordnung über die Finanzanlagen-
vermittlung (Finanzanlagenvermittlungsverordnung -
FinVermV) vom 9. Mai 2012 (BGBl. 2012 I Nr. 19 S.
1006)
folgende Prüfungsordnung beschlossen:

Satzung betreffend die
Sachkundeprüfung nach der
Finanzanlagenvermittlungs-

verordnung

§ 1 Sachkundeprüfung Geprüfter Finanzanlagen-
fachmann/-frau IHK
Der Nachweis der Sachkunde gemäß § 34f Abs. 2 Nr. 4
GewO kann durch eine Prüfung nach Maßgabe der fol-
genden Bestimmungen erbracht werden.

§ 2 Zuständigkeit
Die Abnahme der Sachkundeprüfung erfolgt durch die
Industrie- und Handelskammern. Der Prüfungsteilneh-
mer1 kann bei jeder Industrie- und Handelskammer zur
Sachkundeprüfung antreten, soweit die Industrie- und
Handelskammer die Sachkundeprüfung anbietet.

§ 3 Berufung von Prüfern und Zusammensetzung von
Prüfungsausschüssen
(1) Die IHK errichtet einen oder mehrere Prüfungsaus-
schüsse für die Sachkundeprüfung. Sie kann gemeinsa-
me Prüfungsausschüsse mit anderen IHKs errichten.
(2) Die IHK beruft die Mitglieder der Prüfungsausschüs-
se für die Dauer von längstens fünf Jahren.
(3) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses müssen für
die Prüfungsgebiete sachkundig, mit der aktuellen Pra-
xis der Finanzanlagenvermittlung und -beratung durch

Erlass einer Satzung betreffend
die Sachkundeprüfung nach der

Finanzanlagenverordnung

1 Die nachfolgend verwendete männliche Form bezieht selbst-
verständlich die weibliche Form mit ein. Auf die Verwendung
beider Formen wird mit Blick auf die bessere Lesbarkeit des Tex-
tes verzichtet.
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7. § 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
Der Sachverständige darf seine Haftung für Vorsatz
und grobe Fahrlässigkeit nicht ausschließen oder be-
schränken.

8. § 16 wird wie folgt geändert:
Der Sachverständige hat sich auf dem Sachgebiet, für
das er öffentlich bestellt und vereidigt ist, im erforder-
lichen Umfang fortzubilden und den notwendigen Er-
fahrungsaustausch zu pflegen. Er hat der IHK regelmä-
ßig geeignete Nachweise darüber vorzulegen.

9. § 18 d) wird wie folgt geändert:
die voraussichtlich länger als drei Monate dauernde
Verhinderung an oder Einschränkung bei der Ausübung
als Sachverständiger, insbesondere auch aufgrund ei-
ner Beeinträchtigung seiner körperlichen oder geisti-
gen Leistungsfähigkeit;

10. § 19 Abs.1 wird wie folgt geändert:
Der Sachverständige hat auf Verlangen der Industrie-
und Handelskammer die zur Überwachung seiner Tä-
tigkeit und der Einhaltung seiner Pflichten sowie zur

des Sachverständigen, kann die Frist von 5 Jahren un-
terschritten werden.

2. § 3 Abs. 2 b) wird wie folgt geändert:
b) er über ausreichende Lebens- und Berufserfahrung
verfügt;

3. § 3 Abs. 2 i) wird neu eingefügt:
i) er über die erforderliche geistige und körperliche
Leistungsfähigkeit entsprechend den Anforderungen
des beantragten Sachgebiet verfügt.

4. § 9 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
Der Sachverständige darf Hilfskräfte nur zur Vorberei-
tung seiner Leistung und nur insoweit beschäftigen, als
er ihre Mitarbeit ordnungsgemäß überwachen kann;
der Umfang der Tätigkeit der Hilfskraft ist kenntlich zu
machen, soweit es sich nicht um Hilfsdienste von un-
tergeordneter Bedeutung handelt.

5. § 9 Abs. 3 alt fällt weg

6. § 9 Abs. 4 wird § 9 Abs. 3.

Die Vollversammlung der Industrie- und Handels-
kammer Kassel hat in ihrer Sitzung am 18. September
2012 gemäß §§ 3 und 4 des Gesetzes zur vorläufigen
Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskam-
mern (IHKG), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 61 des
Gesetzes vom 22.12.2011 (BGBl. I 3044) und § 36 Ab-
satz 3 und 4 der Gewerbeordnung, zuletzt geändert
durch Gesetz vom 15. Dezember 2011 (BGBI. I 2714), in
Verbindung mit § 6 Absatz 1 des Hessischen Ausfüh-
rungsgesetzes zum Bundesgesetz zur vorläufigen Re-
gelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern
vom 06. November 1957 (GVBL S. 147), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28. März 2012
(GVBl. S. 50) beschlossen, die Sachverständigenverord-
nung der IHK Kassel vom 23. März 2010 (Wirtschaft
Nordhessen 2010, Heft 5, Seiten 41ff) wie folgt zu än-
dern:

1. § 2 Abs. 4 wird wie folgt geändert:
Die öffentliche Bestellung wird auf 5 Jahre befristet.
Bei einer erstmaligen Bestellung und in begründeten
Ausnahmefällen, insbesondere bei Zweifeln über die
Fortdauer der persönlichen oder fachlichen Eignung

Änderung der Sachverständigenordnung

(3) Wurde der schriftliche oder der praktische Prü-
fungsteil nicht bestanden, erhält der Prüfungsteilneh-
mer darüber einen schriftlichen Bescheid, in dem auf
die Möglichkeit der Wiederholungsprüfung hinzuwei-
sen ist.
(4) Wenn der Prüfungsteilnehmer die Prüfung erfolg-
reich abgelegt hat, wird eine Bescheinigung nach An-
lage 2 der FinVermV ausgestellt. Soweit der Prüfungs-
teilnehmer den praktischen Prüfungsteil gem. § 3 Abs.
5 FinVermV nicht zu absolvieren hat, ist ein entspre-
chender Hinweis in der Bescheinigung aufzunehmen.
(5) Prüfungsteilnehmern, die die spezifische Sachkun-
deprüfung nach § 5 FinVermV bestanden haben, wird
hierüber eine Bescheinigung ausgestellt.

§ 14 Prüfungswiederholung
Die Prüfung kann beliebig oft wiederholt werden.

§ 15 Niederschrift
Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus
der die einzelnen Prüfungsergebnisse, besondere Vor-
kommnisse oder sonst auffällige Feststellungen zu ent-
nehmen sind. Sie ist von den Mitgliedern des Prüfungs-
ausschusses zu unterzeichnen.

§ 16 Rechtsbehelfsbelehrung
Entscheidungen sind bei ihrer schriftlichen Bekanntga-
be an den Prüfungsteilnehmer mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen.

§ 17 Inkrafttreten
Diese Prüfungsordnung tritt nach ihrer Verkündung in
der Wirtschaft Nordhessen der Industrie- und Handels-
kammer in Kraft.

Die Prüfungsordnung für die Sachkundeprüfung nach
der Finanzanlagenvermittlungsordnung ist von der
Vollversammlung am 18. September 2012 beschlossen
worden. Sie wird hiermit ausgefertigt und bekannt ge-
macht.

Kassel, 18. September 2012

Industrie- und Handelskammer Kassel

Gez.: Gez.:
Dr. Martin Viessmann Dr. Walter Lohmeier
Präsident Hauptgeschäftsführer

§ 11 Ergebnisbewertung
(1) Die Sachkundeprüfung ist mit Punkten zu bewerten.
(2) Der schriftliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn
der Prüfungsteilnehmer in den geprüften Bereichen je-
weils mindestens 50 Prozent der erreichbaren Punkte
erzielt.
(3) Der praktische Prüfungsteil ist bestanden, wenn der
Prüfungsteilnehmer mindestens 50 Prozent der er-
reichbaren Punkte erzielt.
(4) Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn der Prü-
fungsteilnehmer beide Prüfungsteile bestanden hat
oder nur der schriftliche Prüfungsteil bestanden ist und
der praktische Prüfungsteil gem. § 3 Abs. 5 FinVermV
nicht zu absolvieren ist.
(5) Der praktische Prüfungsteil ist nicht zu absolvieren,
wenn der Prüfungsteilnehmer von diesem gem. § 3 Abs.
5 FinVermV befreit ist.
(6) Wenn der praktische Prüfungsteil nicht innerhalb
von zwei Jahren nach Bestehen des schriftlichen Prü-
fungsteils erfolgreich abgelegt wurde, gilt die Sach-
kundeprüfung insgesamt als nicht bestanden.

§ 12 Ergebnisbewertung der spezifischen Sachkun-
deprüfung
(1) Der schriftliche Prüfungsteil ist bestanden, wenn
der Prüfungsteilnehmer in den geprüften Bereichen je-
weils mindestens 50 Prozent der erreichbaren Punkte
erzielt.
(2) Sofern eine praktische Prüfung stattfindet, ist der
praktische Prüfungsteil bestanden, wenn der Prüfungs-
teilnehmer mindestens 50% der erreichbaren Punkte
erzielt.
(3) Die Prüfung ist insgesamt bestanden, wenn der Prü-
fungsteilnehmer die aufgrund der Feststellung gem. § 5
FinVermV zu ergänzenden Prüfungsteile bestanden hat.

§ 13 Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungser-
gebnisses
(1) Der Prüfungsausschuss stellt gemeinsam das Ergeb-
nis der einzelnen Prüfungsleistungen und das Gesamt-
ergebnis fest.
(2) Das Ergebnis des schriftlichen Prüfungsteils ist dem
Prüfungsteilnehmer als vorläufiges Ergebnis mitzutei-
len. Die Bestätigung des Ergebnisses des schriftlichen
Prüfungsteils, das Ergebnis des praktischen Prüfungs-
teils und das Gesamtergebnis sind in der Regel nach
Abschluss der Beratungen über den praktischen Prü-
fungsteil mitzuteilen.

Prüfungsteils sind fachliche Kenntnisse, insbesondere
über rechtliche Grundlagen und steuerliche Behand-
lungen von:
a.) Beratung und Vermittlung von Finanzanlagenpro-
dukten, die in § 34f Abs. 1 Satz 1 GewO genannt sind,
b.) Investmentvermögen (offene Fonds) (§ 34f Abs. 1
Nr. 1 GewO),
c.) geschlossene Fonds (§ 34f Abs. 1 Nr. 2 GewO) und
d.) sonstige Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz
2 des Vermögensanlagengesetzes (§ 34f Abs. 1 Nr. 3
GewO).
(5) Zu den in Absatz 4 genannten Bereichen sollen die
inhaltlichen Vorgaben gemäß Anlage 1 der FinVermV
beachtet werden.
(6) Im praktischen Prüfungsteil, der als Simulation ei-
nes Kundenberatungsgespräches durchgeführt wird,
wird jeweils ein Prüfungsteilnehmer geprüft. Hier soll
der Prüfungsteilnehmer nachweisen, dass er über die
Fähigkeiten verfügt, kundengerechte Lösungen zu ent-
wickeln und anzubieten.
(7) Das Gespräch wird auf der Grundlage einer Fallvor-
gabe durchgeführt, die auf eine Situation Finanzanla-
genvermittler und Kunde Bezug nimmt. Die Fallvorgabe
bezieht sich auf den im schriftlichen Prüfungsteil ge-
wählten inhaltlichen Schwerpunkt gem. Abs. 4b.), c.)
oder d.).
(8) Zum praktischen Prüfungsteil wird nur zugelassen,
wer den schriftlichen Prüfungsteil bestanden hat und
sich zur rechtzeitigen praktischen Prüfung nach Maß-
gabe des § 11 Absatz 6 anmeldet.
(9) Bei der Durchführung der Prüfung sollen die beson-
deren Verhältnisse behinderter Menschen berücksich-
tigt werden. Dies gilt insbesondere für die Dauer der
Prüfung, die Zulassung von Hilfsmitteln und die Inan-
spruchnahme von Hilfeleistungen Dritter wie Gebär-
dendolmetscher für hörbehinderte Menschen. Die Art
der Behinderung ist mit der Anmeldung zur Prüfung
nachzuweisen.

§ 10 Gegenstand und Dauer der spezifischen Sach-
kundeprüfung
(1) Gegenstand der spezifischen Sachkundeprüfung
sind die Sachgebiete gemäß §§ 1 und 3 FinVermV, die
aufgrund der Feststellung gem. § 5 FinVermV ergän-
zend zu prüfen sind.
(2) Im Fall der spezifischen Sachkundeprüfung gemäß §
5 FinVermV können die in § 9 Abs. 2 genannten Zeiten
gekürzt werden.
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